
Lesefassung 
 
 

 
Die 2. Satzung zur Änderung der Satzung für die kommunalen 
Friedhöfe der Gemeinde Velgast ist eingearbeitet. 
 

Die Satzung ist seit dem 01.01.2013 gültig. 
 

 
 
 

S a t z u n g 
 

für die kommunalen Friedhöfe 
(Friedhofssatzung) 

 
 
 

der 
 
 

Gemeinde Velgast 
  



Präambel 
 
Aufgrund des § 5 der Kommunalverfassung für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. Juni 2004 (GVOBl. M-V 2004 S. 205), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.05.2006 (GVOBl. M-V 2006 
S. 194), der §§ 1, 2, 4, 5 und 6 des Kommunalabgabengesetzes 
(KAG M-V) des Landes Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. April 2006 (GVOBl. M-V 2005 S. 146), 
des Gesetzes über das Leichen-, Bestattungs-, und 
Friedhofswesen im Land Mecklenburg-Vorpommern (BestattG M-V) 
vom 03.07.1998 (GVOBL  M-V, Seite 617) zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 30.06.2006 (GVOBl. M-V 1998, S. 484) sowie nach 
Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde Velgast 
vom 22.08.2013 wird folgende Satzung erlassen: 
 

Allgemeine Vorschriften 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet der 
Gemeinde Velgast gelegenen und von ihr verwalteten Friedhöfe: 
 

a) Friedhof Velgast, 
b) Friedhof Lendershagen, 
c) Friedhof Hövet, 
d) Friedhof Bussin. 

 
§ 2 

Friedhofszweck 
 
(1) Die Friedhöfe sind nichtrechtsfähige Anstalten der 

Gemeinde Velgast. 
 
(2) Die Friedhöfe dienen der Bestattung aller Personen, die 

bei ihrem Ableben Einwohner der Gemeinde Velgast waren 
oder ein Recht auf Beisetzung in einer bestimmten 
Grabstätte besaßen. 

 
(3) Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 
 

§ 3  
Schließung und Entwidmung 

 
(1) Friedhöfe und Friedhofsteile können aus wichtigem, 

öffentlichen Grund für weitere Bestattungen gesperrt 
(Schließung) oder einer anderen Verwendung zugeführt 
werden (Entwidmung). 

 
(2) Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer 

Bestattungen grundsätzlich ausgeschlossen. 



Nach Schließung sind auf den Friedhöfen in Hövet und 
Bussin im Einzelfall Bestattungen auf Antrag des 
Nutzungsberechtigten weiter möglich, wenn er vor seinem 
Ableben mit der Gemeinde eine Vereinbarung über die 
Umbettung nach Entwidmung auf einen Friedhof seiner Wahl 
innerhalb der Gemeinde zu seinen Kosten schließt. 
Die für die Umbettung der Grabstelle notwendigen 
Aufwendungen sind der Gemeinde mit Abschluss der 
Vereinbarung auf der Grundlage einer zum Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses vorgenommenen Kostenschätzung zu 
erstatten. 
Spätere Ansprüche an die Erben des Nutzungsberechtigten 
werden ausgeschlossen. 

 
(3) Durch die Entwidmung geht die Eigenschaft des Friedhofs 

als Ruhestätte der Toten verloren. Die Bestatteten werden, 
falls die Nutzungszeit noch nicht abgelaufen ist, auf 
Kosten der Gemeinde in andere Grabstätten umgebettet. 

 
(4) Schließung oder Entwidmung werden öffentlich bekannt 

gegeben. Der Nutzungsberechtigte einer Wahlgrabstätte/ 
Urnenwahlgrabstätte erhält einen schriftlichen Bescheid, 
wenn sein Aufenthalt bekannt oder ohne besonderen Aufwand 
zu ermitteln ist. 

 
(5) Umbettungstermine werden einen Monat vorher öffentlich 

bekannt gemacht. Gleichzeitig sind sie dem 
Nutzungsberechtigten mitzuteilen. 

 
(6) Ersatzgrabstätten werden von der Gemeinde auf ihre Kosten 

in ähnlicher Weise wie die Grabstätten auf den entwidmeten 
oder außer Dienst gestellten Friedhöfen/ Friedhofsteilen 
hergerichtet. Die Ersatzwahlgrabstätten werden Gegenstand 
des Nutzungsrechtes. 

 
Ordnungsvorschriften 

 
§ 4 

Öffnungszeiten 
 
(1) Der Friedhof ist tagsüber bzw. während der an den 

Eingängen bekannt gegebenen Zeiten für den Besuch 
geöffnet. 

 
(2) Aus besonderem Anlass können der Friedhof oder 

Friedhofsteile ganz oder teilweise für den Besuch 
vorübergehend geschlossen werden. 

 
 
 
 
 



§ 5  
Verhalten auf dem Friedhof 

 
(1) Der Friedhof erfordert ein der Würde des Ortes 

entsprechendes Verhalten. Die Anordnungen des 
Friedhofspersonals sind zu befolgen. 

 
(2) Kinder unter 12 Jahren dürfen den Friedhof nur in 

Begleitung und unter der Verantwortung Erwachsener 
betreten. 

 
(3) Auf dem Friedhof ist es nicht gestattet: 
 

a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art, ausgenommen 
Kinderwagen, Handwagen und Rollstühlen sowie Fahrzeuge 
mit Sondergenehmigung der Friedhofsverwaltung, zu 
befahren, 

b) Waren aller Art, insbesondere Kränze, Blumen und 
gewerbliche Dienste anzubieten und Druckschriften zu 
verteilen, 

c) Tiere, mit Ausnahme von Blindenhunden, mitzubringen, 
d) Abraum außerhalb der dafür vorgesehenen Plätze 

abzulagern, 
e) Einrichtungen und Anlagen, einschließlich der 

Grabstätten, zu verunreinigen oder zu beschädigen, 
f) zu lärmen und zu spielen, 
g) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe von 

Bestattungsfeiern Arbeiten auszuführen. 
 

§ 6 
Gewerbliche Arbeiten 

 
(1) Gewerbetreibende haben die für den Friedhof geltenden 

Bestimmungen zu beachten. 
 
(2) Eine gewerbliche Tätigkeit kann von der 

Friedhofsverwaltung untersagt werden, wenn der 
Gewerbetreibende wiederholt gegen für den Friedhof 
geltende Bestimmungen verstoßen hat und ihm danach 
schriftlich mitgeteilt worden ist, dass die weitere 
gewerbliche Tätigkeit im Wiederholungsfall untersagt 
werden wird. Bei schweren Verstößen ist eine Mahnung 
entbehrlich. 

 
(3) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und 

Materialien dürfen auf dem Friedhof nur vorübergehend und 
nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht 
hindern. Die Arbeits- und Lagerplätze sind nach Beendigung 
der Tagesarbeit zu säubern und in einem ordnungsgemäßen 
Zustand zu verlassen, bei Unterbrechung der Tagesarbeit so 
herzurichten, dass eine Behinderung anderer ausgeschlossen 
ist. Die Gewerbetreibenden dürfen auf dem Friedhof keinen 



Abraum lagern. Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in 
den Wasserentnahmestellen des Friedhofes gereinigt werden. 

 
(4) Gewerbetreibende haften gegenüber der Gemeinde für alle 

Schäden, die sie im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf 
dem Friedhof schuldhaft verursachen. 

 
(5) Gewerbetreibende bedürfen für die dem jeweiligen 

Berufsbild entsprechende gewerbliche Tätigkeit auf dem 
Friedhof der vorherigen Zulassung durch die 
Friedhofsverwaltung. 

 
Allgemeine Bestattungsvorschriften 

 
§ 7  

Anzeigepflicht und Bestattungszeit 
 
(1) Jede Bestattung ist unverzüglich nach der Beurkundung des 

Sterbefalls bei der Friedhofsverwaltung anzumelden. Der 
Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen beizufügen. 

 
(2) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen 

Wahlgrabstätte/ Urnenwahlgrabstätte beantragt, ist auch 
das Nutzungsrecht nachzuweisen. 

 
(3) Der Zeitpunkt der Bestattung wird im Einvernehmen mit den 

Angehörigen festgelegt. 
 

§ 8 
Ruhezeiten 

 
(1) Die Ruhezeit für Leichen beträgt 25 Jahre. 
 
(2) Die Ruhezeit für Aschen beträgt 20 Jahre. 
 

§ 9 
Särge und Urnen 

 
(1) Särge, Urnen und Überurnen müssen so beschaffen sein, dass 

die chemische, physikalische oder biologische 
Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers nicht 
nachteilig verändert wird und bei Särgen die Verwesung der 
Leichen innerhalb der Ruhezeit ermöglicht wird. Die Särge 
müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass jedes 
Durchsickern von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. 

 
(2) Die Särge sollen höchstens 2,05 m lang, 0,68 m hoch und im 

Mittelmaß 0,84 m breit sein. Sind größere Särge 
erforderlich, so ist dies der Friedhofsverwaltung bei der 
Anmeldung der Bestattung mitzuteilen. 

 
 



§ 10 
Ausheben der Gräber 

 
(1) Gräber dürfen nur von denjenigen ausgehoben und zugefüllt 

werden, die dafür von der Friedhofsverwaltung bestimmt 
oder zugelassen sind. 

 
(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der 

Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur Oberkante des Sarges 
mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens 
0,50 m. 

 
(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch 

mindestens 0,30 m starke Erdwände getrennt sein. 
 
(4) Die Größe einer einstelligen Grabstätte soll grundsätzlich 

betragen: 
 

a) für Särge von Kindern und Erwachsenen: 
Länge: 2,50 m   Breite: 1,30 m 

b) für Urnen: 
Länge: 1,30 m  Breite: 1,30 m 

c) für anonyme Beisetzung einer Urne: 
Länge: 0,50 m  Breite: 0,50 m 

 
Im Einzelnen ist der Gestaltungsplan für den Friedhof 
maßgebend. 
 

§ 11 
Umbettungen 

 
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört 

werden. 
 
(2) Alle Umbettungen (mit Ausnahme der Maßnahmen von Amts 

wegen) erfolgen nur auf Antrag. Antragberechtigt ist der 
Nutzungsberechtigte. 

 
(3) Aus zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses können 

Leichen oder Aschen in ein anderes Grab gleicher Art 
umgebettet werden. Der Nutzungsberechtigte ist vorher zu 
hören, es sei denn, dass die Anschrift nicht rechtzeitig 
ermittelt werden kann. 

 
(4) Jede Umbettung bedarf der vorherigen Genehmigung der 

Friedhofsverwaltung. Bei der Umbettung von Leichen, deren 
Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, kann die Genehmigung 
erst erteilt werden, wenn für die Umbettung die 
schriftliche Genehmigung der Ordnungsbehörde und eine 
Bescheinigung des Gesundheitsamtes vorliegen. 

 



(5) Die Kosten der Umbettung hat der Antragsteller zu tragen. 
Das gilt auch für den Ersatz von Schäden, die an 
benachbarten Grabstätten und Anlagen durch eine Umbettung 
entstehen, soweit sie notwendig aufgetreten sind oder die 
Friedhofsverwaltung oder deren Beauftragten bezüglich 
dieser nur leichte Fahrlässigkeit trifft. 

 
(6) Der Ablauf der Nutzungszeit wird durch die Umbettung nicht 

unterbrochen oder gehemmt. 
 
(7) Leichen und Aschen dürfen zu anderen als zu 

Umbettungszwecken nur aufgrund behördlicher oder 
richterlicher Anordnung ausgegraben werden. 

 
Grabstätten 

 
§ 12 

Arten der Grabstätten 
 
(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum der Gemeinde. An ihnen 

können Rechte nur nach dieser Satzung erworben werden. Ein 
Nutzungsrecht kann jeweils nur einer einzelnen Person, 
nicht mehreren Personen zugleich zustehen. 

 
(2) Die Grabstätten werden unterschieden in: 

a) Wahlgrabstätten, 
b) Urnenwahlgrabstätten, 
c) Anonyme Urnenreihengrabstätten, 
d) Halbanonyme Urnenreihengrabstätten. 

 
(3) Reihengrabstätten werden nicht vergeben. 
 
(4) In einer Grabstätte darf grundsätzlich nur eine Leiche 

oder Asche beigesetzt werden. Eine verstorbene Mutter und 
ihr gleichzeitig – bei oder kurz nach der Geburt – 
verstorbenes Kind oder zwei gleichzeitig verstorbene 
Kinder bis zum vollendeten 5. Lebensjahr dürfen in einer 
Grabstätte beigesetzt werden. 

 
(5) In einer bereits belegten Wahlgrabstätte dürfen zusätzlich 

bis zu zwei Aschen beigesetzt werden, wenn der bereits 
Beigesetzte der Ehegatte oder ein naher Verwandter des 
Beizusetzenden war. In einer bereits belegten 
Urnenwahlgrabstätte darf zusätzlich eine Asche beigesetzt 
werden, wenn der bereits Beigesetzte der Ehegatte oder ein 
naher Verwandter des Beizusetzenden war. 

 
§ 13  

Wahlgrabstätten 
 

(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, an 
denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 25 



Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird. Sie werden als ein- 
oder mehrstellige Grabstätten vergeben. Über das 
Nutzungsrecht wird eine Verleihungsurkunde ausgestellt. 

 
(2) Das Nutzungsrecht kann mit Ausnahme der Fälle nach § 3 

Abs. 2 auf Antrag und für die gesamte Wahlgrabstätte um 
fünf Jahre verlängert werden. Die Ruhezeit verlängert 
sich, wenn in den letzten Jahren vor Ablauf der 
Nutzungszeit eine weitere Bestattung erfolgt. Die Gebühren 
für die Verlängerung richten sich nach der jeweiligen 
Gebührenordnung. 

 
(3) Das Nutzungsrecht entsteht mit Zahlung der fälligen 

Gebühren und Aushändigung der Verleihungsurkunde. 
 
(4) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der jeweilige 

Nutzungsberechtigte schriftlich, falls er nicht bekannt 
oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln ist, durch 
eine öffentliche Bekanntmachung und durch einen Hinweis 
für die Dauer von 3 Monaten auf der Grabstätte 
hingewiesen. 

 
(5) In einer Wahlgrabstätte dürfen der Nutzungsberechtigte und 

folgende Angehörige des Nutzungsberechtigten beigesetzt 
werden: 

 
a) Ehegatte, 
b) Kinder (eheliche, nichteheliche, als Kind angenommene 

Kinder), 
c) Enkel (eheliche, nichteheliche, als Kind angenommene 

Kinder der Kinder), 
d) Eltern (auch Annehmende von als Kind angenommene 

Personen), 
e) Geschwister (auch Halbgeschwister), 
f) Großeltern (auch Eltern der Annehmenden, die eine 

Person als Kind angenommen haben), 
g) Ehegatten der Kinder, der Enkel, der Geschwister, 
h) Erben, die nicht unter den vorgenannten Personenkreis 

fallen. 
 

Grundsätzlich entscheidet der Nutzungsberechtigte, wer von 
den beisetzungsberechtigten Personen beigesetzt wird. Kann 
nach dem Tode eines Beisetzungsberechtigten die 
Entscheidung des Nutzungsberechtigten der 
Friedhofsverwaltung nicht rechtzeitig vor der Beisetzung 
mitgeteilt werden, so ist die Friedhofsverwaltung nach 
pflichtgemäßer Prüfung berechtigt, die Beisetzung 
zuzulassen. 

 
Die Beisetzung anderer Personen, auch nichtverwandter 
Personen (z.B. Angehörige des Ehegatten, Stiefkinder des 
Nutzungsberechtigten oder seines Ehegatten, 



Stiefgeschwister, Verlobte) bedarf eines Antrages des 
Nutzungsberechtigten und der Genehmigung der 
Friedhofsverwaltung. 

 
(6) Der Nutzungsberechtigte kann zu seinen Lebzeiten sein 

Nutzungsrecht auf eine der in Absatz 5 Nr. a – h genannten 
Personen übertragen; zur Rechtswirksamkeit der Übertragung 
sind schriftliche Erklärungen des bisherigen und des neuen 
Nutzungsberechtigten sowie die schriftliche Genehmigung 
der Friedhofsverwaltung erforderlich. 

 
(7) Der Nutzungsberechtigte soll der Friedhofsverwaltung 

schriftlich mitteilen, auf welchen seiner 
beisetzungsberechtigten Angehörigen das Nutzungsrecht nach 
seinem Tode übergehen soll. Eine schriftliche 
Einverständniserklärung des Rechtsnachfolgers ist nach 
Möglichkeit beizubringen. 

 
Hat der Nutzungsberechtigte nicht bestimmt, auf wen das 
Nutzungsrecht nach seinem Tode übergehen soll, so geht das 
Nutzungsrecht an die nach Absatz 5 beisetzungsberechtigten 
Angehörigen in der dort genannten Reihenfolge über. Dabei 
steht das Nutzungsrecht innerhalb der einzelnen Gruppen 
der jeweils ältesten Person zu. 

 
Der Rechtsnachfolger hat der Friedhofsverwaltung auf deren 
Verlangen nachzuweisen, dass er neuer Nutzungsberechtigter 
ist. Ist der Rechtsnachfolger nicht daran interessiert, 
das Nutzungsrecht zu behalten, so kann er das 
Nutzungsrecht auf eine andere der in Absatz 5 genannten 
Personen oder, wenn eine solche nicht vorhanden ist, auf 
eine Person übertragen, die auf grund seines 
Nutzungerechtes beisetzungsberechtigt nach Absatz 5 
geworden ist. Für die Übertragung gilt Absatz 6. 

 
§ 14 

Urnenwahlgrabstätten 
 

(1) Urnenwahlgrabstätten werden als Urneneinzelgrabstätte oder 
Urnendoppelgrabstelle für die Dauer von 20 Jahren 
vergeben. 

 
(2) Soweit sich nicht aus der Friedhofssatzung etwas anderes 

ergibt, gelten die Vorschriften für Wahlgrabstätten auch 
für Urnenwahlgrabstätten. 

 
§ 15 

Urnenreihengrabstätten 
 
(1) Urnenreihengrabstätten sind Aschengrabstätten und sie 

werden als anonyme Urnenreihengrabstätte oder als 
halbanonyme Urnenreihengrabstätte vergeben. 



Urnenreihengrabstätten sind Grabstätten die der Reihe nach 
belegt und im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit des zu 
Bestattenden zugeteilt werden. 
Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechts an einer 
Urnenreihengrabstätte ist nicht möglich. 

 
(2) In jeder Urnenreihengrabstätte darf nur eine Urne 

beigesetzt werden. 
 
(3) Grabstätten für die anonyme Beisetzung werden entsprechend 

der räumlichen Möglichkeiten auf der 
Urnengemeinschaftsanlage (UGA) angelegt. Ein Anlegen einer 
Grabstätte, in dieser Satzung entsprechenden üblichen 
Form, insbesondere mit Grabeinfassung und Grabstein 
erfolgt nicht. 

 
(4) Regelungen zur Nutzung der Urnengemeinschaftsanlage sind 

der Anlage II zu entnehmen und zu beachten. Sie sind 
Bestandteil der Friedhofssatzung. 

 
(5) Urnenreihengrabstätten für die halbanonyme Beisetzung, 

werden auf dem Teil des Friedhofs angelegt, der hierzu  
von der Friedhofsverwaltung festgelegt wird. Über die 
Abgabe eines halbanonymen Urnengrabes wird eine 
Grabnummernkarte ausgehändigt. Das Anlegen der Grabstätte 
mit Grabeinfassung (stehender Stein oder Hecke) erfolgt 
nicht. Zur Kennzeichnung des Grabes wird eine Grabplatte 
(über der Urne) in den Rasen eingelassen. Die Beschriftung 
muss mindestens den Vor- und Familiennamen des 
Verstorbenen beinhalten. Die Breite der Grabplatte beträgt 
0,40 m und die Höhe 0,30 m. Der Abstand zwischen den 
einzelnen Grabplatten beträgt 0,20 m. Andere 
Grabgestaltungen sind nicht zugelassen.  

 
(6) Die Pflege der Urnengemeinschaftsanlage und der 

halbanonymen Urnenreihengrabstätten erfolgt über die 
Friedhofsverwaltung. 

 
§ 16 

Grabregister 
 
Die Friedhofsverwaltung führt Verzeichnisse der Beigesetzten, 
der Grabstätten, der Nutzungsrechte und der Ruhezeiten. 
 

§ 17 
Ehrengrabstätten 

 
Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von 
Ehrengrabstätten (einzeln oder in geschlossenen Feldern) 
obliegen der Gemeinde. 



 
Gestaltung der Grabstätten und der Grabmale 

 
§ 18  

Anlage und Unterhaltung der Grabstätten 
 

(1) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung 
anzupassen, dass der Friedhofszweck und der Zweck dieser 
Satzung sowie die Würde des Friedhofes in seinen einzelnen 
Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt werden. Bei der 
Gestaltung sind die Richtlinien über die Gestaltung der 
Grabstätten und Grabmale (Anlage I) zu beachten. Sie sind 
Bestandteil der Friedhofsordnung. 

 
(2) Jede Grabstätte muss innerhalb von 6 Monaten nach der 

Belegung oder dem Erwerb des Nutzungsrechtes vom 
Nutzungsberechtigten hergerichtet und dauernd angemessen 
instandgehalten werden. 

 
(3) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der 

gärtnerischen Anlagen außerhalb der Grabstätten obliegt 
ausschließlich der Friedhofsverwaltung. 

 
(4) Wird eine Grabstätte nicht den Vorschriften entsprechend 

angelegt oder länger als 1 Jahr in der Unterhaltung 
vernachlässigt, so wird der Nutzungsberechtigte oder, wenn 
ein solcher nicht vorhanden ist, einer der nächsten 
Angehörigen zur Beseitigung der Mängel in angemessener 
Frist schriftlich aufgefordert. Ist der 
Nutzungsberechtigte unbekannt oder nicht zu ermitteln, 
genügt eine öffentlich auf 6 Monate befristete 
Aufforderung zur Beseitigung der Mängel. 
Werden die Mängel nicht in der gesetzten Frist beseitigt, 
so kann die Friedhofsverwaltung die Grabstätte einebnen 
und begrünen lassen. Grabmale können nur gemäß § 23 
entfernt werden. 

 
§ 19 

Grabgewölbe 
 
Grabgewölbe, Urnenkammern und Mausoleen dürfen nicht gebaut 
werden.  
 

§ 20 
Errichtung von Grabmalen 

 
(1) Grabmale dürfen ohne vorherige schriftliche Genehmigung 

der Friedhofsverwaltung errichtet oder verändert werden. 
Die genehmigungsfreie Errichtung oder Veränderung setzt 
die Beachtung der §§ 21 und 22 voraus. 

 



(2) Entspricht die Ausführung eines errichteten oder 
veränderten Grabmals nicht den Richtlinien über die 
Gestaltung der Grabstätten und Grabmale (Anlage I) sowie 
§§ 21 und 22, setzt die Friedhofsverwaltung dem 
Nutzungsberechtigten eine angemessene Frist zur 
Beseitigung oder Abänderung des Grabmals. Nach 
ergebnislosem Ablauf der Frist kann die 
Friedhofsverwaltung die Abänderung oder Beseitigung auf 
Kosten des Nutzungsberechtigten veranlassen. Bei nicht 
ordnungsgemäßer Gründung und Befestigung des Grabmals gilt 
§ 22 Abs.2. 

 
(3) Die Errichtung und Veränderung aller sonstigen baulichen 

Anlagen bedarf der vorherigen schriftlichen Genehmigung 
der Friedhofsverwaltung. 

 
§ 21 

Gestaltung und Standsicherheit von Grabmalen 
 
(1) Gestaltung und Inschrift der Grabmale dürfen nichts 

enthalten was der Würde des Ortes entgegensteht. Im 
übrigen gelten § 18 Abs. 1 Satz 2 bis 3 entsprechend. 

 
(2) Grabmale sind Ihrer Größe entsprechend nach den allgemein 

anerkannten Regeln des Handwerks zu gründen und so zu 
befestigen, dass sie dauerhaft Stand sicher und auch beim 
Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen oder sich 
senken können. 

 
§ 22 

Unterhaltung von Grabmalen 
 

(1) Die Grabmale sind dauernd in würdigem und verkehrssicherem 
Zustand zu halten. Verantwortlich ist der jeweilige 
Nutzungsberechtigte. 

 
(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen gefährdet, 

sind die für die Unterhaltung Verantwortlichen 
verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr 
im Verzuge kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten der 
Verantwortlichen Sicherungsmaßnahmen (z.B. Umlegung von 
Grabmalen, Absperrungen) treffen. Wird der ordnungswidrige 
Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der 
Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer festzusetzenden, 
angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung 
berechtigt, das Grabmal oder Teile davon auf Kosten des 
Verantwortlichen zu entfernen. Die Gemeinde ist 
verpflichtet, diese Gegenstände drei Monate auf Kosten des 
Verantwortlichen aufzubewahren. Ist der Verantwortliche 
nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu 
ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche 
Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der Grabstätte, 



das für die Dauer von einem Monat aufgestellt bzw. 
angebracht wird. 

 
(3) Die Verantwortlichen sind für jeden Schaden 

verantwortlich, der durch das Umstürzen von Grabmalen 
verursacht wird; die Haftung der Gemeinde bleibt 
unberührt. 

 
(4) Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale und 

bauliche Anlagen oder solche, die als besondere Eigenart 
eines Friedhofes erhalten bleiben sollen, werden in einem 
Verzeichnis geführt. Die Friedhofsverwaltung kann die 
Zustimmung zur Änderung derartiger Grabmale und baulichen 
Anlagen versagen. Insoweit sind die zuständigen 
Denkmalschutz- und –pflegebehörden nach Maßgabe der 
gesetzlichen Bestimmungen zu beteiligen. 

 
§ 23 

Entfernung 
 

(1) Grabmale dürfen während der Dauer des Nutzungsrechts an 
der Grabstätte nur mit Genehmigung der Friedhofsverwaltung 
entfernt werden. 

 
(2) Nach Ablauf der Nutzungszeit und nach Bekanntmachung über 

das Abräumen der Grabstätten veranlasst die 
Friedhofsverwaltung die Entfernung der Grabmale und 
sonstigen Anlagen. Unberührt bleibt § 22 Abs. 4. Innerhalb 
von 3 Monaten nach Ablauf der Nutzungszeit kann der 
bisherige Nutzungsberechtigte Grabmale und sonstige 
Anlagen der Grabstätten selbst entfernen, soweit es sich 
nicht um Grabmale nach § 22 Abs.4 Satz 1 handelt. Die 
Friedhofsverwaltung hat keinen Ersatz für Grabmale und 
sonstige Anlagen zu leisten. Sie ist auch zur Aufbewahrung 
abgeräumter Grabmale und sonstiger Anlagen nicht 
verpflichtet. Die Friedhofsverwaltung hat ebenfalls keinen 
Gebührenbetrag zu erstatten, wenn der bisherige 
Nutzungsberechtigte selbst abräumt. 

 
Benutzung der Friedhofskapelle 

 
§ 24 

Friedhofskapelle/ Benutzung der Friedhofskapelle 
 

(1) Für die Trauerfeier stehen sowohl in Velgast als auch in 
Lendershagen die Friedhofskapellen zur Verfügung. Sie 
dürfen nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung und in 
Begleitung eines Angehörigen des Friedhofspersonals 
betreten werden. 

 
(2) Die Benutzung kann versagt werden, wenn der Verstorbene im 

Zeitpunkt des Todes an einer nach dem Bundes-Seuchengesetz 



meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei ihm der 
Verdacht einer solchen Krankheit zu dem genannten 
Zeitpunkt bestanden hat oder wenn Bedenken wegen des 
Zustandes der Leiche bestehen. 

 
(3) Die Grunddekoration der Friedhofskapellen besorgt der 

Friedhofsträger. Zusätzliche Dekorationen sind mit dem 
Friedhofsträger abzustimmen 

 
§ 25 

Musikalische Darbietungen 
 
(1) Für besondere musikalische Darbietungen bei 

Bestattungsfeiern in der Friedhofskapelle und auf dem 
Friedhof ist vorher die Genehmigung der 
Friedhofsverwaltung einzuholen. Die Auswahl der Musiker 
und der Darbietung muss gewährleisten, dass ein würdiger 
Rahmen gewährleistet ist. 

 
(2) Feierlichkeiten sowie Musikdarbietungen auf dem Friedhof 

außerhalb der Bestattungsfeier bedürfen der vorherigen 
Genehmigung des Friedhofsträgers. 

 
Schlussvorschriften 

 
§ 26 

Haftung 
 

Die Gemeinde haftet nicht für Schäden, die durch nicht 
satzungsgemäße Benutzung der Friedhöfe, ihrer Anlagen oder 
ihrer Einrichtungen, durch dritte Personen oder durch Tiere 
entstehen. Ihr obliegen keine besonderen Obhuts- und 
Überwachungspflichten. Im Übrigen haftet die Gemeinde nur bei 
Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Vorschriften über 
Amtshaftung bleiben unberührt. 
 

§ 27 
Gebühren 

 
Für die Benutzung der von der Gemeinde verwalteten Friedhöfe 
und ihrer Einrichtungen sind die Gebühren nach der jeweils 
geltenden Friedhofsgebührensatzung zu entrichten. 
 

§ 28 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer 
 

a) sich als Besucher entgegen § 5 Abs. 1 nicht der Würde des 
Friedhofes entsprechend verhält, Anordnungen des 
Friedhofspersonals nicht befolgt oder die 



Verhaltensregeln des § 5 Abs.3 bzw. der Anlage II 
missachtet, 

b) als Gewerbetreibender außerhalb der festgesetzten Zeiten 
Arbeiten durchführt oder Werkzeuge oder Materialien 
unzulässig lagert, 

c) Grabmale entgegen § 21 nicht fachgerecht befestigt und 
fundamentiert oder nicht in verkehrssicherem Zustand 
erhält, 

d) Abraum oder Abfall nicht vom Friedhof entfernt oder in 
den bereitgestellten Vorrichtungen entsorgt, 

e) Grabstätten entgegen § 18 vernachlässigt. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 

500,00 € geahndet werden. 
 

§ 29 
Inkrafttreten 

 
Die 2. Satzung zur Änderung der Satzung für die kommunalen 
Friedhöfe der Gemeinde Velgast (Friedhofssatzung) tritt 
rückwirkend zum 01.01.2013 in Kraft. 
 
 
Velgast, den 22.08.2013 
 
 
 
 
Gez. Griwahn 
Bürgermeister 

Dienstsiegelabdruck 
  



Anlage I 
 
Richtlinien über die Gestaltung der Grabstätten und Grabmale 

 
I. Gestaltung der Grabstätten 

 
1. Alle Grabstätten müssen in einer des Friedhofes 

würdigen Weise angelegt und unterhalten werden. 
2. Beim Bepflanzen darf die Größe der Grabstätte nicht 

überschritten werden. 
3. Die Grabstätten sind nur mit Gewächsen zu 

bepflanzen, durch die benachbarte Grabstätten nicht 
gestört werden. Wird dies nicht beachtet oder 
wachsen die Pflanzen über die Grabstätten hinaus, so 
ist die Friedhofsverwaltung nach erfolgloser 
schriftlicher Aufforderung zur Beseitigung der 
Beeinträchtigung berechtigt, die Anpflanzungen 
zurückzuschneiden oder zu beseitigen. 

4. Hohe Grabhügel sind zu vermeiden, weil eine 
harmonische Gesamtwirkung der Grabfelder und eine 
gute gärtnerische Gestaltung der Grabstätten dadurch 
gestört werden würde. Um die einzelnen Grabstätten 
anzudeuten, genügt es, flache Hügel anzulegen, die 
mit kriechenden dauergrünen Gewächsen und niedrigen 
Blumen bepflanzt werden können. Der Grabhügel soll 
die Höhe von 0,20 m nicht überschreiten. 

5. Einfassungen aus Kunststoff, Beton oder Zement sind 
nicht zulässig. 

6. Grababdeckungen mit Beton, Terrazzo, Kunststoffen, 
Teerpappe u.ä. sind nicht zulässig. Das Belegen der 
Grabstätten mit Kies und Splitt oder ähnlichen 
Stoffen ist nicht erwünscht. 

7. Sind ausnahmsweise Grabstätten mit Grabplatten 
abgedeckt, so ist der Pflanzenschmuck auf die Freien 
Teile des Grabes zu beschränken. 

8. Der Grabschmuck soll nur aus natürlichen Pflanzen 
und Blumen bestehen. 

9. Behälter für Schnittblumen sind entweder unauffällig 
aufzustellen oder in die Erde einzulassen. 
Blechdosen, Einkochgläser, Flaschen u.ä. sollen für 
die Aufnahme von Schnittblumen nicht verwandt 
werden. 

10. Die Verwendung von Pflanzenschutz- und 
Wildkrautbekämpfungsmitteln sowie von chemischen 
Reinigungsmitteln zur Grabpflege und Reinigung von 
Grabmälern ist nicht gestattet. 

11. Bänke und Stühle auf oder neben Grabstätten stören 
in der Regel das Friedhofsbild. Die 
Friedhofsverwaltung kann in besonders gelagerten 
Einzelfällen jedoch die Aufstellung von Bänken 
genehmigen. Die Bänke sind dann aber klein zu halten 
und unauffällig zu gestalten. 



12. Dem Nutzungsberechtigten ist nicht gestattet, Bäume, 
große Sträucher und Hecken ohne Genehmigung der 
Friedhofsverwaltung zu beseitigen, weil durch solche 
Maßnahmen das Gesamtbild des Friedhofes gestört 
wird. 

 
II. Gestaltung der Grabmale 

 
1. Grabmale dürfen nicht so gestaltet werden, dass sie 

eine Verunstaltung des Friedhofes bewirken oder die 
Friedhofsbesucher in ihrer Andacht stören. Sie 
dürfen sich ferner in ihrer Gestaltung nicht gegen 
die Würde des Ortes richten. 

2. Werkstattbezeichnungen sind nur an einer Stelle an 
der Rückseite des Grabmales unten und in 
unauffälliger Weise gestattet. 

3. Das Errichten von Grabmalen und baulichen Anlagen 
hat nur in den vorgeschriebenen Abmaßen der 
Grabstätte zu erfolgen. Anlagen, Wege, Plätze usw. 
dürfen nicht beeinträchtigt werden. 

4. Es sind stehende oder liegende Grabmale zulässig, 
jedoch nur ein stehendes Grabmal je Grabstätte. Zu 
einem stehenden Grabmal kann je Grabbreite 
zusätzlich ein liegendes gesetzt werden. Es soll dem 
Vorhandenen in Material, Schrift und Bearbeitung 
entsprechen. 

5. Liegende Grabmale dürfen nur mit der zur Abwässerung 
nötigen Neigung auf die Grabstätte gelegt werden. 

6. Das einzelne Grabmal soll sich in seiner Größe 
harmonisch in das Gesamtbild eingliedern. 

7. Bei Wahlgrabstätten sollen Grabmale möglichst nur 
dann einen Sockel haben, wenn dies wegen der Art des 
Grabmales nötig ist. Wenn ein Sockel verwandt wird, 
soll er nicht aus einem anderen Werkstein als dem 
des Grabmales sein. 

8. Nicht gestattet sind: 
a) Grabmale aus Beton, Terrazzo, Glas, 

Porzellan, Emaille, Blech oder ähnlichem 
Material, 

b) Grabmale mit Anstrich, 
c) Kunststeine, 
d) das Anbringen von Lichtbildern auf Grabmalen. 

  



Anlage II 
 

Benutzung der Urnengemeinschaftsanlage 
 

a. Aus Gründen zur Wahrung der Totenruhe ist es nicht 
gestattet die Rasenfläche der 
Urnengemeinschaftsanlage (UGA), außerhalb der 
Urnenbeisetzung, zu betreten. 

b. Blumen, Kränze, Pflanzschalen sind an den Rand der 
vorhandenen Wege aufzustellen bzw. niederzulegen. 

 
Das Friedhofspersonal ist angehalten, die Besucher der 
UGA auf diese Regeln hinzuweisen und gegebenenfalls die 
Blumen, Gebinde und Pflanzschalen umzusetzen. 


